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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe in Neu Vorpommern 
und Rügen, S. 127. — Geſetz, betreffend die Erweiterung des Unternehmens der Stargard⸗Cüſtriner 
Eiſenbahngeſellſchaft durch den käuflichen Erwerb der Eiſenbahn von Glaſow nach Berlinchen, S. 130. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛe., S. 130. 


(Nr. 9545.) Geſetz, betreffend die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 
in Neu-Vorpommern und Rügen. Vom 12. Juni 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Sint. 

Die wegen der Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 
behufs der Eigenthumsverleihung in den $$. 74, 76, 77, 80 bis 90, 94 bis 98, 
104 bis 106 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten ꝛc., vom 2. März 
1850 (Geſetz-Samml. S. 77) enthaltenen Beſtimmungen werden hierdurch mit 
folgenden Abänderungen auf Neu-Vorpommern und Rügen ausgedehnt. 


§. 2. 

Die zu regulirenden Stellen müſſen bereits vor dem Erlaſſe des die Leib— 
eigenſchaft in Neu-Vorpommern und Rügen aufhebenden Geſetzes vom 4. Juli 
1806 beſtanden haben. 

$. 3. 

Rückſichtlich der in den $$.76 und 81 des Geſetzes vom 2. März 1850 
erwähnten Beſitz- und Rechtsverhältniſſe gilt nicht die Verkündung des Geſetzes 
vom 9. Oktober 1848, ſondern der 1. Januar 1892 als der entſcheidende Zeit⸗ 
punkt. Von demſelben ab vererbt ſich auch das im F. 79 des Geſetzes vom 
2. März 1850 bezeichnete Recht. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Juli 1892. 
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Wenn aber derjenige, welcher eine bäuerliche Stelle zur Zeit der Ver⸗ 
kündung des Geſetzes vom 1. Mai 1854 (Geſetz-Samml. S. 257) inne hatte, 
dieſe Stelle vor dem 1. Januar 1892 geräumt und die daran behaupteten Rechte 
bei oder vor der Räumung ſchriftlich vorbehalten oder in einem Rechtsſtreite, 
ohne damit rechtskräftig zurückgewieſen zu fein, vor der Räumung geltend ge» 
macht hat, fo ſoll fein und feiner Erben Anſpruch auf Regulirung der gutsherr⸗ 
lichen und bäuerlichen Verhältniſſe den Vorzug vor demjenigen eines ſpäteren, 
zu ſeiner Familie nicht gehörigen Inhabers erhalten. 

Verfügungen, Verabredungen und Kündigungen, welche nach dem 15. März 
1892 getroffen ſind und mit den Vorſchriften des erſten und zweiten Abſatzes in 
Widerſpruch ſtehen, find. dem die Regulirung verlangenden früheren Stellen- 
inhaber gegenüber mit dem Eintritt der Regulirung rechtlich unwirkſam. 

Sind derartige Verfügungen, Verabredungen oder Kündigungen im Falle 
des erſten Abſatzes in der Zeit vom 1. Januar 1892 bis 15. März 1892, oder 
im Falle des zweiten Abſatzes in der Zeit von der Räumung der Stelle bis zum 
15. März 1892 getroffen, fo iſt die Regulirung zu Gunſten des dieſelbe ver- 
langenden früheren Stelleninhabers nur mit der Maßgabe zuläſſig, daß Letzterer 
an Stelle des Gutsherrn in das zwiſchen dieſem und dem Dritten begründete 
Rechtsverhältniß tritt. 

An die Stelle der Bezugnahme auf das Geſetz vom 2. März 1850, welche 
ſich in den $$. 77 und 88 deſſelben vorfindet, tritt die Bezugnahme auf das 
gegenwärtige Geſetz. a 


F. 4. 

Bei der im Abſatz 2 des $. 84 des Geſetzes vom 2. März 1850 gedachten 
Ablöſung tritt die Vermittelung der Rentenbank nach den Vorſchriften des $. 64 
a. a. O. mit der Maßgabe ein, daß der Rentenbank Rückſtände nicht überwieſen 
werden. 

} F. 5. 


Die im F. 86 des Geſetzes vom 2. März 1850 angeordnete Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke erfolgt nach den Vorſchriften der Verordnung vom 
18. November 1775 und der Gemeinheitstheilungsordnung vom 19. Mai 1851 
(Geſetz⸗»Samml. S. 371). 


$. 6. 

Mit dem $. 97 des Geſetzes vom 2. März 1850 findet zugleich der $. 2 
der Deklaration vom 24. Mai 1853 in Betreff derjenigen Willenserklärungen 
und Judikate Anwendung, welche aus der Zeit vor Verkündung des gegenwärtigen 
Geſetzes herrühren. 


$. 7. 
Gehören die zu regulirenden Stellen zu einem Tertialgute, ſo ſteht die 
Wahrnehmung der gutsherrlichen Rechte bei der Regulirung ſowie bei der im 
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$. 5 gedachten Zuſammenlegung dem Fiskus und dem zeitigen Tertialiften in 
Gemeinſchaft zu. 


$. 8. 

Anſprüche auf Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 
an Stellen behufs der Eigenthumsverleihung, oder Entſchädigungsanſprüche wegen 
der Entziehung ſolcher Stellen müſſen in dem Zeitraume vom Erlaſſe des gegen- 
wärtigen Geſetzes ab bis ſpäteſtens am 31. Dezember 1893 bei der General: 
kommiſſion zu Frankfurt a. O. angemeldet werden oder anhängig fein, widrigen⸗ 
falls dieſelben präkludirt ſein ſollen. ö 


$. 9. 

Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes wird der Generalkommiſſion 
zu Frankfurt a. O. übertragen. 

Dabei finden in Anſehung der Rechte dritter Perſonen, der Zuſtändigkeit 
der Generalkommiſſion, des Verfahrens und des Koſtenweſens die im übrigen 
Theile der Provinz Pommern geltenden geſetzlichen Vorſchriften Anwendung, das 
Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 
(Geſetz⸗Samml. S. 395) mit der Maßgabe, daß die zu erhebenden Pauſchſätze 
zu berechnen ſind: 

a) für die im F. 80 des Geſetzes vom 2. März 1850 unter a Nr. 3 
und b Nr. 4 gedachten Dienſte und Leiſtungen nach §. 2 Nr. 1 des 
Koſtengeſetzes, a 

b) für die im vorbezeichneten $. 80 unter a Nr. 4 und b Nr. 3 und 5 

edachten Berechtigungen und Verpflichtungen nach §. 2 Nr. 2a des 
toftengefeßes, 
und daß im Falle des F. 5 des gegenwärtigen Geſetzes außerdem noch die Pauſch— 
ſätze des $. 2 Nr. 3 des Koſtengeſetzes zu erheben find. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 
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(Nr. 9546.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Unternehmens der Stargarb-Cüftriner 
Eiſenbahngeſellſchaft durch den käuflichen Erwerb der Eiſenbahn von Glaſow 
nach Berlinchen. Vom 17. Juni 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


§. 1. 

Zu der Erweiterung des Unternehmens der Stargard ⸗Cüſtriner Eifenbahn- 
geſellſchaft durch den Ankauf der Eiſenbahn von Glaſow nach Berlinchen wird 
die im $. 5 des Geſetzes vom 9. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 169) vorbehaltene 
Genehmigung ertheilt. 

§. 2. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 17. Juni 1892. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
iſt bekannt gemacht: 


das Allerhöchſte Privilegium vom 17. Mai 1892 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Elbing im Betrage 
von 700 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Danzig Nr. 26 S. 243, ausgegeben den 25. Juni 1892. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


